Hauptsatzung
der Gemeinde Neuengors (Kreis Segeberg)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein wird nach Beschluss der
Gemeindevertretung und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Segeberg folgende
Hauptsatzung fiir die Gemeinde Neuengors erlassen:

§1
Wappen, Flagge, Siegel

(1) Das Wappen der Gemeinde Neuengdrs zeigt in Blau eine eingebogene silberne Spitze,
diese belegt mit einem roten Muhlistein, begleitet vorn von einem silbernen Eichenblatt,
hinten von einem bewurzelten silbernen Baumstumpf.

(2) Die Gemeindeflagge zeigt inmitten eines weilen Flaggentuches mit jeweils einem roten
Randstreifen unweit des oberen und unteren Randes etwas aus der Mitte zur Stange hin
verschoben das Gemeindewappen in flaggengerechter Tinktur, das einen breiteren, et-
was aus der Mitte nach unten versetzten blauen Streifen Gberdeckt.

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift: ,Gemein-
de Neuengors, Kreis Segeberg".

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Zustimmung der Blirger-
meisterin oder des Blrgermeisters.

§2
Burgermeisterin oder Blirgermeister

(1) Der Burgermeisterin oder dem Burgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich Gber-
tragenen Aufgaben.

(2) Sie oder er entscheidet ferner Gber
1. Stundungen,
2. Verzicht auf Anspriche der Gemeinde und Niederschlagung solcher Ansprtiche,
Flhrung von Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein Betrag von
500,00 € nicht Uberschritten wird,
3. Ubernahme von Biirgschaften, Abschluss von Gewahrvertragen und Bestellung an-
derer Sicherheiten fur Dritte sowie Rechtsgeschafte, die diesen wirtschaftlich gleich-

kommen, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht Gberschritten wird,

4. Erwerb von Vermodgensgegenstanden, soweit der Wert des Vermodgensgegenstan-
des einen Betrag von 5.000,00 € nicht Gbersteigt,

5. Abschluss von Leasing-Vertragen, soweit der monatliche Mietzins 250,00 € nicht
Ubersteigt,
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

Verauflerung und Belastung von Gemeindevermogen, soweit der Wert des Vermo-
gensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 5.000,00 € nicht tbersteigt,

Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und ahnlichen Zuwendungen
bis zu einem Wert von 5.000,00 €,

Annahme von Erbschaften,

Anmietung und Anpachtung von Grundstticken und Gebauden,
Vergabe von Auftragen,

Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen,

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuch,

Auslibung von Mitwirkungs- und Beteiligungsrechten der Gemeinde nach natur-
schutzrechtlichen Vorschriften,

Auslibung der der Gemeinde nach der Landesbauordnung obliegenden Einverneh-
menserklarungen und sonstiger Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte,

Gewahrung von Zuschissen durch die Gemeinde, soweit ein Betrag von 500,00 €
nicht Uberschritten wird,

Aufnahme von Krediten bis zur H6he des in der Haushaltssatzung festgesetzten Ge-
samtkreditbetrages,

Einstellung von Beschaftigten.

§3

Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Trave-Land kann an Sitzungen der Gemeinde-
vertretung und der Ausschusse teilnehmen. Dies gilt auch fur nichtoffentliche Teile von
Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben.
In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte tragt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frau-
en und Mannern in der Gemeinde bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgaben-
bereichen tatig:

Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit der Gemeindevertretung,

Prifung von Verwaltungsvorlagen auf ihnre Auswirkungen fur Frauen, z. B. auch bei
der Aufstellung eines Bebauungsplanes,

Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Gemeinde,
Anbieten von Sprechstunden und Beratung fiir hilfesuchende Frauen,

Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behor-
den, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen.
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(3) Sie istim Rahmen ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frihzeitig zu beteiligen,
dass ihre Initiativen, Anregungen, Vorschlage, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen
berlcksichtigt werden kénnen. Dazu sind ihr die zur Erfullung ihrer Aufgaben notwendi-
gen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie erbetene Auskiinfte zu erteilen.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in inrem Aufgabengebiet eigene Offentlichkeitsarbeit
betreiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden.
§4

Standige Ausschiisse

(1) Die folgenden standigen Ausschisse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet:

a) Ausschuss fur Steuerung und Entwicklungsplanung (Planungsausschuss)

Zusammensetzung: 9 Mitglieder
Aufgabengebiet: Aufgabenplanung
Zeitplanung

Finanzplanung

Raumliche Planungen
Ubergemeindliche Planungen
Finanzwesen

Prufung des Jahresabschlusses

b) Ausschuss zur Betreuung der MalRnahmen (MaRnhahmenausschuss)

Zusammensetzung: 9 Mitglieder
Aufgabengebiet: Fachplanung, Realisierung und Betreuung der
Investitionsvorhaben

Betreuung der gemeindlichen Einrichtungen und
der allgemeinen Angelegenheiten

In die Ausschisse zu a) und b) kdnnen Blrgerinnen und Blrger gewahlt werden, die der
Gemeindevertretung angehoéren kdénnen (burgerliche Mitglieder); ihre Zahl darf die der
Gemeindevertreterinnen und —vertreter im Ausschuss nicht erreichen.

(2) Neben den in Absatz 1 genannten standigen Ausschussen der Gemeindevertretung
werden die nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschiisse be-
stellt.

(3) Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Abs. 1 und 2 GO
(Uberproportionalititsmandate, beratendes Grundmandat) erhéhen.

Als zusatzliche Mitglieder im Sinne des § 46 Abs. 2 GO konnen in die Ausschiusse a) und
b) auch Birgerinnen und Birger entsandt werden, die der Gemeindevertretung angeho-
ren kénnen.

(4) Den Ausschissen wird die Entscheidung Gber die Befangenheit ihrer Mitglieder und

der nach § 46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Mitgliedern der
Gemeindevertretung Ubertragen.
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(5) Der MaRnahmenausschuss kann aus seiner Mitte flir einzelne oder mehrere Malinah-
men MalRnahmenbetreuer benennen. Die Mal3nahmenbetreuer berichten dem Aus-
schuss regelmafig Uber den Stand der Maflnahmen. Das Nahere zu dieser Berichts-
pflicht und die durch den MaRnahmenbetreuer zu erledigenden Aufgaben regelt der Aus-
schuss. Dieses gilt bei Bedarf entsprechend fur den Planungsausschuss.

§5

Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach §§ 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen,
soweit sie sie nicht auf die Blrgermeisterin bzw. den Blrgermeister oder auf standige Aus-
schisse Ubertragen hat.

§ 6

Einwohnerversammlung

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwoh-
nerinnen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberu-
fung einer Einwohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberihrt. Die Einwohnerver-
sammlung kann auch auf Teile des Gemeindegebietes beschrankt durchgefiihrt werden.

(2) Fir die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerver-
sammlung erganzt werden, wenn mindestens 25 Prozent der anwesenden Einwohnerin-
nen und Einwohner einverstanden sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerver-
sammlung sind 6ffentlich bekanntzugeben.

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie
oder er kann die Redezeit je Rednerin oder Redner beschranken, falls dies zur ordnungs-
maRigen Durchfihrung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er bt das
Hausrecht aus.

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet der Einwohnerversammlung
Uber wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erérterung. Einwohne-
rinnen und Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Uber Anregungen
und Vorschlage aus der Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstim-
mung sind die Anregungen und Vorschlage schriftlich festzulegen. Sie gelten als ange-
nommen, wenn fur sie die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Einwohnerinnen und
Einwohner entsprechend § 39 GO abgegeben werden. Eine Abstimmung tGber Anregun-
gen und Vorschlage, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist nicht zulassig.

(5) Uber jede Einwohnerversammlung sollte eine Niederschrift aufgenommen werden. Die
Niederschrift soll mindestens enthalten:

1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammiung,

2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,

3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,

4. den Inhalt der Anregungen und Vorschlage, Uber die abgestimmt wurde, und

5. das Ergebnis der Abstimmung.
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Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der
Protokollfiihrerin oder dem Protokollfiihrer unterzeichnet.

(6) Anregungen und Vorschlage der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung
behandelt werden missen, sollen dieser zur nachsten Sitzung zur Beratung vorgelegt
werden.

§7
Vertrage nach § 29 Abs. 2 GO

Vertradge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen oder —vertretern, Mitgliedern oder
stellvertretenden Mitgliedern der Ausschisse nach § 46 Abs. 3 GO oder der Birgermeis-
terin oder dem Blirgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterin-
nen oder —vertreter, Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschiisse nach

§ 46 Abs. 3 GO oder die Blrgermeisterin oder der Blrgermeister beteiligt sind, sind ohne
Genehmigung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter
Anwendung des fir die jeweilige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der
Auftragswert den Betrag von 1.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag
von 100,00 € im Monat, nicht Gbersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 im Wege der freihdndigen Vergabe / Verhandlungsvergabe ist der
Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn der Auftrags-
wert den Betrag von 2.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Hohe
von 200,00 € im Monat, nicht Gbersteigt.

§8

Verpflichtungserklarungen

Verpflichtungserklarungen zu Geschaften, deren Wert 5.000,00 €, bei wiederkehrenden Leis-
tungen monatlich 750,00 € nicht Ubersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den
Formvorschriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt ent-
sprechend fur Arbeitsvertrage mit Beschaftigten.

§9

Veroffentlichungen

(1) Satzungen der Gemeinde werden im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Trave-
Land bekannt gemacht. Es fuhrt die Bezeichnung ,UNS DORPERY, erscheint 14-taglich
und wird allen Haushaltungen kostenlos zugestellt. Des Weiteren liegt das Bekanntma-
chungsblatt wahrend der Dienstzeiten des Amtes Trave-Land in Bad Segeberg, Walde-
mar-von-Mohl-Straf3e 10, fur jedermann zur Einsichtnahme und zur Mitnahme aus. Zu-
dem kann das Bekanntmachungsblatt im Internet unter www.amt-trave-land.de eingese-
hen werden.

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist in der
Form des Absatzes 1 hinzuweisen.

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene 6ffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in
der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

(4) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortliche Bekanntmachungen der Gemeinde wer-
den zusatzlich ins Internet unter der Adresse
www.amt-trave-land.de/gemeinden/neuengoers eingestellt. Hierauf wird im Bekanntma-
chungsblatt hingewiesen.
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§10
In-Kraft-Treten

Die Hauptsatzung ist am 01. Januar 2019 in Kraft getreten.



	H a u p t s a t z u n g
	der Gemeinde Neuengörs (Kreis Segeberg)
	Aufgabengebiet:	Aufgabenplanung
	Zeitplanung
	Finanzplanung
	Räumliche Planungen
	Übergemeindliche Planungen
	Finanzwesen
	Prüfung des Jahresabschlusses
	Zusammensetzung:	9 Mitglieder

	Aufgabengebiet:	Fachplanung, Realisierung und Betreuung der Investitionsvorhaben
	Betreuung der gemeindlichen Einrichtungen und der allgemeinen Angelegenheiten
	Veröffentlichungen


